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Transformationsstau im Südsudan 
Verzögerte Reform des Sicherheitssektors bei wachsender Autokratie 
Annette Weber 
Am 9. Juli 2013 begeht der Südsudan als jüngster Staat der Welt seinen zweiten Ge-
burtstag. Seit der Unabhängigkeit hat die südsudanesische Regierung teils spektaku-
läre Entscheidungen getroffen. So stoppte sie für ein Jahr die Ölförderung – ein wag-
halsiger Schritt für ein Land, das zu mehr als 97 Prozent von Öleinnahmen abhängig ist. 
Obwohl Sudan und Südsudan nach der Teilung zeitweilig vor einem Kriegsausbruch 
standen, gelingt den beiden Regierungen insgesamt ein erstaunlicher Balanceakt. Es ist 
der Führung des Südsudan bislang allerdings nicht gelungen, den Frieden im Innern 
zu sichern. Die einstige Rebellenbewegung des Landes tut sich schwer in der Rolle einer 
zivilen Regierung. So stockt die Reform des Sicherheitssektors, Demobilisierungs-
versuche lassen sich kaum umsetzen, und die Trennung zwischen Polizei- und Armee-
aufgaben fehlt bisweilen gänzlich. Gleichzeitig werden Auseinandersetzungen zu-
nehmend ethnisiert, und statt auf politische Partizipation setzt die Regierung in Juba 
auf Autorität und Kontrolle. 
 
Die Republik Südsudan bewegt sich zwi-
schen dem stolzen Selbstbewusstsein, sieg-
reich aus einem Befreiungskampf hervor-
gegangen zu sein, und den strukturellen 
Herausforderungen neugewonnener Staat-
lichkeit. Dabei waren die Ausgangsbedin-
gungen durchaus vielversprechend. Finan-
ziell steht das Land nach regionalen Maß-
stäben sehr gut da: mit Öleinnahmen von 
9 Milliarden Dollar seit der Unabhängigkeit 
2011, einem Bruttoinlandsprodukt von 
15 Milliarden Dollar, rund einer Milliarde 
Dollar Geberfinanzierung pro Jahr und der 
Aussicht auf weitere Kredite aus China. 
Doch dieser Reichtum schlägt sich weder in 
der Infrastruktur nieder noch in Zukunfts-
investitionen etwa für Bildung – trotz einer 
Analphabetenrate von mehr als 70 Prozent. 
Die Korruption im Land ist enorm; mehr als 
4 Milliarden Dollar sind seit 2011 in priva-
ten Taschen von Regierungsmitgliedern ver-
schwunden. Obwohl der Verteidigungsetat 
rund 40 Prozent des Gesamtbudgets aus-
macht, wurde in den letzten Monaten kaum 
Sold ausbezahlt. Dies führt zu eklatanten 
Sicherheitsproblemen, denn mittellose Sol-
daten berauben die Zivilbevölkerung oder 
schließen sich zahlungskräftigen Milizen an. 
Da der Südsudan seine Unabhängigkeit 
einer erfolgreichen Befreiungsbewegung 
verdankt, ist seine Geschichte – ähnlich wie 
die Äthiopiens, Eritreas oder Ugandas – eng 
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an den Befreiungskampf gebunden. Wäh-
rend des über 20-jährigen Konflikts wurden 
Abweichler immer wieder in die Südsuda-
nesische Volksbefreiungsarmee (SPLA) ein-
gebunden; Rivalen konnte man sich im Rin-
gen mit Khartum nicht leisten. Auch heute 
integriert man konkurrierende Milizen in 
die Armee; dissidente Meinungen werden 
indes nicht geduldet, weder innerhalb noch 
außerhalb der Regierungspartei. So findet 
zwar die Einbindung von bewaffneten Ab-
weichlern statt, nicht aber eine Diskussion 
über die politischen Ziele des Landes. 
Auch zwei Jahre nach der Unabhängig-
keit ist es den politischen Eliten in Juba 
und Khartum nicht gelungen, sich vonein-
ander abzunabeln. Beide Länder führen 
ihre internen Sicherheitsprobleme und 
Konflikte auf die Einmischung des jeweils 
anderen zurück, anstatt die eigenen struk-
turellen Probleme anzugehen, wie sie aus 
einer Politik der Exklusion und des neo-
patrimonialen Klientelismus resultieren. 
Sicherheit 
Seit der Abspaltung des Südsudan hat sich 
die Sicherheitslage im Land rapide ver-
schlechtert. Über 2200 Menschen sind bei 
bewaffneten Auseinandersetzungen gestor-
ben. Mehr als 320 000 der rund acht Millio-
nen Einwohner des Landes wurden durch 
Kämpfe, Überschwemmungen oder Dürren 
aus ihren Siedlungsgebieten vertrieben. 
Neben den Konflikten zwischen Milizen 
und Regierungsarmee ist vor allem eine 
Zunahme und Brutalisierung der traditio-
nellen Viehdiebstähle zu beobachten. Hier 
vermischt sich eine Form von Verteilungs-
konflikten, die seit jeher gewaltvoll ausge-
tragen wird, mit ethnischer Mobilisierung 
und kommerziellen Interessen. Seit dem 
Friedensschluss 2005 ist der Brautpreis, der 
in Form von Kühen an die Familie der Frau 
bezahlt wird, enorm gestiegen. Für viele 
junge Männer ist deshalb eine Heirat ohne 
Diebstahl nicht mehr möglich; sie erbeuten 
– oft zusammen mit anderen Heiratswilli-
gen – große Herden der Nachbarn, um den 
Brautpreis aufbringen zu können. Zudem 
bestellen sich kriminelle Netzwerke bei 
Viehdieben Kühe, um sie in der Region 
weiterzuverkaufen. Und zunehmend wer-
den die Viehdiebe auch zur ethnischen 
Kampftruppe, die nicht nur die Herden 
der Nachbarn stiehlt, sondern auch die 
Bevölkerung der Nachbar-Ethnie angreift. 
In vielen Regionen sind traditionelle 
Autoritäten wie Chiefs oder Älteste durch 
Krieg und Vertreibung geschwächt oder 
wegen ihrer politischen Verstrickungen 
delegitimiert. Auch soziale Netze wurden 
durch den Krieg in Mitleidenschaft gezo-
gen, wenn nicht ganz zerstört. Das staat-
liche Gewaltmonopol wiederum lässt sich 
in einem Land, das vorwiegend aus dünn-
besiedelter, infrastrukturell nicht erschlos-
sener Peripherie besteht, nur schwer durch-
setzen. Die Regierung verfolgt zwei Ansät-
ze, um die Sicherheit zu verbessern: zum 
einen die Inklusion der bewaffneten Oppo-
sition durch Amnestie, zum anderen die 
Reform des Sicherheitssektors. 
Inklusion und Integration 
Unter dem Schlagwort »Das große Zelt« 
wurden bereits mehr als 40 000 irreguläre 
Kombattanten aus diversen bewaffneten 
Gruppierungen formal in die nationale 
Armee eingebunden. Bislang versprach dies 
jedoch vor allem den Anführern bewaffne-
ter Bewegungen die erwünschten Privile-
gien und Aufstiegschancen. Die Integration 
der einfachen Kämpfer hingegen war bis-
lang wenig erfolgreich. Dadurch entsteht 
eine Kluft zwischen militärischen Führern 
und ihren Truppen, die sich in Zukunft als 
problematisch erweisen könnte. Denn un-
zufriedene Kombattanten gründen womög-
lich neue Milizen, um sich so eine politi-
sche Ressource zu verschaffen. So könnten 
sich nach erfolgter Einbindung von Kämp-
fern neue Fraktionen herausbilden, die 
ebenfalls Privilegien und Aufstiegschancen 
fordern. Auch die Auseinandersetzungen 
zwischen verschiedenen Untergruppen 
einiger Milizen können durchaus als Poker-
spiel um den Einstiegspreis für Verhand-
lungen mit der SPLA gewertet werden. 
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Reform des Sicherheitssektors 
Schon in der Übergangsphase nach dem 
Umfassenden Friedensabkommen von 2005 
wurde die Professionalisierung der süd-
sudanesischen Armee angestrebt und unter 
Führung von USA und Großbritannien 
vorangetrieben. Geplant waren dabei eine 
Reduktion der Truppenstärke, ein Pensions-
plan für ehemalige Kämpfer sowie die Neu-
konzeption von Polizei und Polizeiaufgaben. 
Diese Maßnahmen wurden bislang aber 
nur schleppend umgesetzt, oder sie sind 
bereits gescheitert. In der Regierung fehlt 
größtenteils der Wille, den Schritt vom Pri-
mat des Militärischen zum Primat des Poli-
tischen zu tun. Durch den Fokus auf die 
Landesverteidigung bleiben andere Berei-
che unbearbeitet, die für eine umfassende 
Sicherheit grundlegend wären, etwa der 
Aufbau einer rechtsstaatlichen Infrastruk-
tur. Zusammen stellen die schleppende De-
militarisierung, der Reformstau im Sicher-
heitssektor und die mangelnde Rechtsstaat-
lichkeit sowohl die Durchsetzungsfähigkeit 
des staatlichen Gewaltmonopols als auch 
die Legitimität der Regierung in Frage. 
Ein Hindernis für die zügige Reform der 
SPLA bildet zunächst einmal die bloße Zahl 
der Soldaten, die auf 120 000 bis 180 000 
geschätzt wird. Aber auch Kompetenz und 
Ausbildungsgrad der Kombattanten bedeu-
ten ein ernsthaftes Problem. Eine Armee, 
deren Mitglieder weder alphabetisiert sind 
noch über ein grundlegendes Verständnis 
von Menschenrechten, militärischer Ethik 
und internationalem Kriegsrecht verfügen, 
sich nun aber einer möglichen Demobilisie-
rung gegenübersehen, birgt ein immenses 
Konfliktpotential. Denn das zivile Leben 
bietet kaum Aussicht auf Erwerbsmöglich-
keiten. Das gilt auch für die Landwirtschaft, 
die wegen ungeklärter Eigentumsfragen 
und mangelnder Infrastruktur keine aus-
reichende Sicherheit verspricht. 
Transformationsansätze 
Im Januar 2013 versuchte die Regierung ein 
Transformationssignal zu setzen, indem sie 
rund 100 hohe Offiziere aus dem aktiven 
Armeedienst entließ. Bereits diese geringe 
Zahl an Entlassungen bzw. Neuverwendun-
gen führte zu Unruhen in der Armee. Der 
Verdacht kam auf, die Führung in Juba 
habe einen Putsch vereiteln wollen. Darauf-
hin wurden innerhalb der Regierung ethni-
sche Loyalitäten mobilisiert; seitdem ver-
sandet die Reform. 
Auch der Aufbau einer südsudanesischen 
Polizei ist mit Schwierigkeiten behaftet, die 
vor allem unterschiedlichen Vorstellungen 
über die Aufgaben der Polizei geschuldet 
sind. Gerade aus dem Innenministerium 
gibt es widersprüchliche Signale. Einerseits 
wurden Pläne zum Aufbau einer professio-
nellen Polizei unterzeichnet, deren Aufgabe 
es sein soll, die Bürger zu schützen und die 
Sicherheit zu wahren. Andererseits ist es 
gängige Praxis, demobilisierte Soldaten zu 
Polizisten zu machen. Dies zeigt, dass die 
Reform des Sicherheitssektors eben nicht 
auf einer strikten Trennung von Armee- 
und Polizeiaufgaben basiert, wie sie für die 
Vertrauensbildung gegenüber der Regie-
rung notwendig wäre. Zudem wurde das 
Amt des Hohen Polizeikommissars mit 
einem der entlassenen Oberstleutnants, 
Pieng Deng Kuol, besetzt. Auch dies gibt 
Anlass zur Sorge über die Effektivität der 
Sicherheitssektorreform. 
Dass die Aufgabenbereiche von Polizei 
und Militär vermischt werden, trägt dazu 
bei, die Zivilbevölkerung weiter zu verun-
sichern. Verschiedene Vorfälle der letzten 
Monate haben das Vertrauen der Bevölke-
rung in die staatlichen Sicherheitskräfte 
stark erschüttert. Im Dezember 2012 er-
öffneten Polizisten, Gefängniswärter, Wild-
schützer und Sicherheitspersonal von Ban-
ken in der Landeshauptstadt Wau das Feuer 
auf eine friedliche Demonstration; acht 
Zivilisten starben. Danach wurde zwar eine 
Untersuchung eingeleitet, doch bislang ist 
kein Angehöriger der Sicherheitskräfte 
angeklagt oder gar verurteilt worden. Die 
Vorstellung einer Polizei, die im Dienst der 
Bürger steht und zu ihrem Schutz agiert, 
ist im Südsudan weit von der Wirklichkeit 
entfernt. Der Armee werden noch weitaus 
schwerere Menschenrechtsverletzungen 
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vorgeworfen. Demnach geht die SPLA 
immer wieder gezielt gegen Zivilisten vor, 
insbesondere bei der Bekämpfung aufstän-
discher Milizen im Bundesstaat Jonglei. 
Auch während der Entwaffnungskampagne 
»Restore Peace« im März 2012 soll die 
Armee massive Übergriffe auf die Zivil-
bevölkerung verübt haben. 
Autoritäre Kontinuität 
Gerade weil der Südsudan in der Vergan-
genheit durch Khartum sozial, politisch 
und ökonomisch marginalisiert worden 
war, galt die Hoffnung nach der Unabhän-
gigkeit einem inklusiven und partizipati-
ven neuen Staat. Bislang jedoch ist keine 
Abkehr von der Politik der Ausgrenzung 
und Vernachlässigung zu erkennen. Viel-
mehr wirkt die südsudanesische Führung 
wie eine Kopie des Regimes in Khartum. 
Die Angriffe der Regierungsarmee auf Zivi-
listen, die Verengung des politischen Raums, 
wachsende Repression gegen Journalisten 
und die sukzessive Machterweiterung des 
Präsidenten sind deutliche Warnsignale. 
Schon kurz vor der Unabhängigkeit er-
weiterte Präsident Salva Kiir seine Befugnis-
se und beschnitt die Handlungsfähigkeit 
von Vizepräsident und Parlament. Nach-
dem Vizepräsident Riek Machar im April 
2013 seine Absicht bekanntgegeben hatte, 
bei den nächsten Präsidentschaftswahlen 
zu kandidieren, wurden seine Zuständig-
keiten von Kiir weiter beschränkt. Seit der 
Unabhängigkeit trifft sich zwar sporadisch 
eine Verfassungskommission, doch wird sie 
nicht mit den nötigen Mitteln ausgestattet, 
um die Verfassungsreform voranzubringen. 
Innerhalb der Regierungspartei SPLM, die 
die Wahlen 2010 mit großer Mehrheit ge-
wann, bilden sich unterdessen Fraktionen 
gemäß ethnischer, nicht politischer Aus-
richtungen. Trotz der eindeutigen Tendenz 
zum Einparteienstaat ist damit keineswegs 
zu erwarten, dass die SPLM als starker 
Akteur auftritt; vielmehr dürfte sie sich 
in ethnische Flügelkämpfe verstricken. 
Angesichts der Machtakkumulation 
beim Präsidenten und seiner Dekretpolitik, 
gepaart mit der Ohnmacht des Parlaments, 
besteht auch auf politischer Ebene dringen-
der Bedarf an Gewaltenteilung und stärke-
rer Partizipation. Schon bei den Wahlen 
2010 gab es Proteste von Oppositionspar-
teien, aber auch von SPLM-Anhängern, die 
sich ausgeschlossen fühlten und deshalb 
zur Waffe griffen. Nach Meinung des SPLM-
Vorsitzenden ist es durchaus möglich, dass 
sich solche Unruhen bei den nächsten 
Wahlen 2015 wiederholen werden. 
Die Fixierung auf Gewalt, der wahrge-
nommene und tatsächliche Mangel an Par-
tizipationsmöglichkeiten und die zuneh-
mende Fragmentierung des Landes in eth-
nische Gruppen bedrohen die Stabilität 
des Südsudan. Denn gerade in der Konsti-
tuierungsphase eines neuen Staates ist die 
Legitimität der Regierung wichtig, um der 
Bevölkerung schwierige und entbehrungs-
reiche Reformprozesse vermitteln zu 
können. 
Einfluss externer Akteure 
Wünschenswert ist, dass externe Akteure 
den Staatswerdungsprozess ernsthaft, kri-
tisch und langfristig begleiten. Ein solcher 
Ansatz wäre sinnvoller als die bisherige 
Politik der internationalen Gemeinschaft, 
die dem Südsudan gegenüber zwischen 
Euphorie und Abwendung schwankte. 
Deutschland und Europa sollten als enga-
gierte und verlässliche Partner auftreten – 
gerade auch wegen der Konkurrenz zu 
China, Indien und Malaysia, die der süd-
sudanesischen Regierung als Ölpartner ein 
höheres Investitionsvolumen bieten. 
Für die Bundesregierung könnte dies ein 
verstärktes Engagement bei der Förderung 
von Rechtsstaatlichkeit und möglicher-
weise auch in der Polizeiausbildung bedeu-
ten. Bei der Reform des Sicherheitssektors 
ist von der Regierung in Juba allerdings 
eine klare Trennung zwischen Polizei- und 
Armeeaufgaben einzufordern. Ansonsten 
droht die Unterstützung durch externe Ak-
teure zur bloßen Finanzierung der Armee 
zu werden. 
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